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„Nicht weil die Dinge unerreichbar sind, 
wagen wir sie nicht. 
Weil wir sie nicht wagen,
bleiben sie unerreichbar.
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Gesundheitstag im Haus der Begegnung 
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Marion Brunnert und ihr Team der Selbsthilfekontaktstelle Haus der Begegnung in Bad Freienwalde veranstalteten am 15. Oktober 2021 einen Gesundheitstag unter dem Motto “Herbstsuppen und Bewegungsangebote“. In der Zeit von 10:00 bis 13:00 Uhr konnten sich die Besucher über die Angebote der Selbsthilfekontaktstelle informieren und auch selbst aktiv werden. So wurden z.B. unter Anleitung herbstliche Dekoartikel gebastelt. Neben Bewegungsangeboten für Jedermann, Messung von Blutdruck, Blutzucker und Cholesterin wurde das Projekt INSEA „Gesund und aktiv leben“ vorgestellt. INSEA (die Initiative für Selbstmanagement und aktives Leben) ist ein evidenzbasiertes, an der Universität Stanford entwickeltes Selbstmanagement-Programm. Beim Selbstmanagement geht es um persönliche Strategien und Wege, sein Leben nach eigenen Wünschen, Vorstellungen und Bedürfnissen zu leben und zugleich Herausforderungen aktiv zu begegnen, die chronische Krankheiten mit sich bringen. Es geht dabei um mehr als nur den Umgang mit der Erkrankung, Symptomen oder Medikamenten. Es geht um die Rolle im Alltag und die Aktivitäten im sozialen Umfeld, die Eigenverantwortung, Selbstverwirklichung und um die eigenen Ziele. Die Umsetzung des Programms in Deutschland wird ermöglicht durch die Robert Bosch Stiftung und BARMER. 
[image: image13.jpg]2 Selbsthilfe Brandenhurg eV,

Landesarbeitsgemejps

chaft SELBsTy




Neue Studie zur Behandlung von Lungenkrebs: Weniger ist mehr
(Perspektive 3/202, Magazin der Frauenselbsthilfe Krebs)
Lungenkrebs ist die häufigste krebsbedingte Todesursache in Deutschland. Selbst in einem frühen Stadium ist der Tumor bei etwa jedem vierten Patienten nicht operabel. Ohne lokale Behandlung überlebt jedoch nur jeder dritte Patient länger als fünf Jahre. In der von der Deutschen Krebshilfe geförderten STRIPE-Studie wurden Betroffene mit einer Hochpräzisionsbestrahlung behandelt. Dabei wurde eine lokale Heilungsrate von 91,8 Prozent erreicht, was mit den nach operativen Eingriffen beschriebenen Raten vergleichbar ist. Die Behandlung ist selbst für alte und sehr kranke Patienten gut verträglich. Bei der Auswertung der Fragebögen zeigte sich, dass die Lebensqualität nach der Behandlung insgesamt stabil bleibt. Wurde die Lebensqualität vor der Behandlung als sehr schlecht eingestuft, profitierten die Betroffenen deutlich. Im Gegensatz dazu zeigen die Daten zur Lebensqualität nach der Operation kleiner Lungentumore eine starke und zum Teil langanhaltende Verschlechterung der physischen Funktionen. 
Zuckerhaltige Getränke könnten Risiko auf frühen Darmkrebs erhöhen
(aerzteblatt.de vom 07.05.2021)
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Wer im Erwachsenenalter täglich zwei oder mehr zuckerhaltige Süßgetränke konsumiert, hat einer Studie zufolge ein mehr als 2-fach erhöhtes Risiko, vor dem 50. Lebensjahr an Darmkrebs zu erkranken. Häufige Süßgetränke im Teenageralter könnten das Risiko sogar verdreifachen. Die Zahl der Darmkrebserkrankungen vor dem 50. Lebensjahr ist in den letzten Jahren deutlich angestiegen. In den USA z.B. wird nach ersten Schätzungen der Geburtsjahrgang 1990 doppelt so häufig an einem frühen Darmkrebs erkranken wie der Jahrgang 1950. Normalerweise werden genetische Ursachen für frühe Krebserkrankungen verantwortlich gemacht. Diese scheiden jedoch bei einer derartigen Zunahme aus. Es muss andere Gründe geben. Da jegliche Nahrungsmittel den Darm passieren, ist es plausibel die Ursachen in der Ernährung zu suchen. Der vermehrte Konsum von Süßgetränken zählt zu den wichtigsten Veränderungen der Ernährungsgewohnheiten der letzten Jahrzehnte. Seit 1989 wurde bei einer Studie eine Gruppe von 116.429 US-Krankenschwestern im Alter zwischen 25 und 42 Jahre begleitet. Die Teilnehmerinnen füllten alle 4 Jahre Fragebögen zu ihren Ernährungsgewohnheiten aus. Diejenigen, die angaben, regelmäßig mehr als zwei Süßgetränke täglich zu sich zu nehmen, erkrankten mehr als doppelt so häufig an Darmkrebs wie Frauen, die weniger als ein Süßgetränk pro Woche tranken. Beweisen kann die Studie einen Zusammenhang nicht, da es immer möglich ist, dass Personen, die viele Süßgetränke zu sich nehmen, auch in anderen Bereichen ungesünder leben. Für künstlich gesüßte Getränke konnte kein erhöhtes Risiko für einen Darmkrebs nachgewiesen werden. Diätgetränke können nach den Ergebnissen anderer Studien jedoch durch ihre appetitanregende Wirkung das Körpergewicht steigern.
Hilfe bei Reizdarm: So funktioniert die Darmhypnose
(ihre vorsorge.de vom 03.09.2021)
Anhaltende Blähungen, krampfartige Bauchschmerzen, quälende Verstopfung können die Lebensqualität stark mindern. Ärztliche Untersuchungen ergeben mitunter keinen organischen Befund für die Beschwerden. Reizdarmsyndrom lautet dann oft die Diagnose. Angaben der Deutschen Gesellschaft für Gastroenterologie, Verdauungs- und Stoffwechselkrankheiten (DGVS) zufolge sind zwischen vier und zehn Prozent der Menschen in Deutschland davon betroffen. In nationalen und internationalen Leitlinien wird die Darmhypnose als mögliche Therapie bei einem Reizdarmsyndrom empfohlen. Oft sind es psychische Belastungen durch private oder berufliche Konflikte, Traumata oder einfach Stress, die sich belastend auf den Magen-Darm-Trakt auswirken. Eine entscheidende Rolle spielen hier die Nervenzellen in der Darmwand, Bauchhirn genannt. Beim Reizdarmsyndrom ist die sogenannte Darm-Hirn-Achse nachhaltig gestört. An dieser Achse setzt die Darmhypnose an. Bei einer Darmhypnose kann man sich von spezialisierten Therapeutinnen und Therapeuten anleiten lassen. Das Verfahren ist mithilfe von Audioprogrammen auch zu Hause in Eigenregie erlernbar. Man sucht sich einen ruhigen Ort, legt sich idealerweise hin. Der Kopf ist auf einem Kissen gebettet. Nun startet man ein Audioprogramm und befolgt die Anweisungen. Dann wird man in eine therapeutische Trance versetzt. Ist ein tiefer Entspannungszustand erreicht, werden verschiedenste Bilder aufgebaut. Innerhalb dieser Bilder werden Suggestionen verwendet, die das Darm-Nervensystem und den Fluss im Verdauungstrakt regularisieren und beruhigen. Anschließend geht es über eine kurze Aufwachphase wieder zurück in den Wachheitszustand. Um einen positiven Effekt zu erzielen, muss man aktiv mitmachen und bereit sein, sich auf die Hypnose einzulassen. 
Rückenprobleme: Welcher Sport wirklich guttut
(ihre vorsorge.de vom 02.09.2021)
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Rückenprobleme sind ein Volksleiden. Bewegungsmangel ist einer der Risikofaktoren dafür. Sport hilft, um Beschwerden vorzubeugen oder sie zumindest zu lindern. Aber nicht alle Disziplinen und nicht jede Art, sie zu betreiben, sind gleichermaßen gut für den Rücken. Wer seinem Rücken Gutes tun möchte, sollte sich auf ein Pferd setzen. Die aufrechte Haltung beim Reiten kräftigt die Rückenmuskulatur und sorgt für Entlastung. Weil man die Bewegungen des Pferdes ständig ausgleichen muss, werden die kleinen Muskeln an der Wirbelsäule trainiert, die beim normalen Krafttraining kaum erreicht werden. Auch Schwimmen hat einen guten Ruf, wenn man es richtig macht. Beim Brustschwimmen sollte man den Kopf nicht starr über dem Wasser halten, sondern gerade eintauchen, damit es nicht zu Nackenschmerzen kommt. Das häufig empfohlene Rückenschwimmen ist nur dann gut, wenn neben dem Oberkörper auch die Beine gerade im Wasser liegen. Der Auftrieb im Wasser entlastet die Wirbelsäule und Muskeln und schont die Gelenke. Daher ist Schwimmen auch für Übergewichtige geeignet. Bei allen Ballsportarten werden Gelenke und Muskulatur durch dynamische Richtungswechsel, abruptes Abbremsen oder harte Zweikämpfe stark belastet. Kopfbälle belasten die Halswirbelsäule. Fußball z.B. ist für Menschen mit einer Vorschädigung nicht unbedingt zu empfehlen. Auch Tennis wird wegen der schnellen Stoppbewegungen und starken Überstreckungen nach hinten als eher rückenunfreundlich bezeichnet. Unter den verschiedenen Laufdisziplinen belastet Joggen die Wirbelsäule und Gelenke am stärksten. Je nach Lauftempo wirkt beim Aufsetzen des Fußes das Drei- bis Fünffache des Körpergewichts auf den Jogger ein. Freizeitsportler sollten daher besser auf weichen Böden unterwegs sein oder auf Nordic Walking umsteigen. Auch beim Radfahren spielt das Wie eine entscheidende Rolle. Die Höhe von Rahmen, Lenker und Sattel muss zur Körpergröße passen. Da die Rückenmuskeln beim Radfahren wenig trainiert wird, wird zu ergänzenden Übungen geraten. 
Mammakarzinom: Verlängerung der endokrinen Therapie erhöht Zahl der Knochenbrüche
(ärzteblatt.de vom 08.09.2021)
Postmenopausale Patientinnen mit einem rezeptorpositiven Mammakarzinom erhalten nach der Operation (und eventueller Chemo- und/oder Radiotherapie) in der Regel eine 5-jährige endokrine Therapie mit Tamoxifen oder einem Aromatasehemmer. Dadurch soll die Produktion von Östrogen, dem wichtigsten Wachstumsfaktor für das Brustkrebswachstum, gestoppt werden. Eine Studie hat nun ergeben, dass die Verlängerung der Antihormontherapie um weitere 5 Jahre gegenüber einer Verlängerung um lediglich 2 Jahre, den Frauen nach der Behandlung eines postmenopausalen Mammakarzinoms nicht häufiger vor einem erneuten Krebswachstum oder den Tod bewahrt. Die Verlängerung der endokrinen Therapie verschlechterte die Verträglichkeit. Der Anteil der Patientinnen mit wenigstens einer Nebenwirkung erhöhte sich von 26,5 % auf 40,2 %. Die häufigste Nebenwirkung war eine Osteoarthritis. Der wichtigste Nachteil waren Knochenfrakturen. Das erhöhte Knochenbruchrisiko lässt sich plausibel auf die Behandlung zurückführen. Aromatasehemmer blockieren die Östrogensynthese. Das Hormon steigert den Knochenaufbau, ein Mangel führt zu Osteoporose. Die Ergebnisse der Studie sprechen gegen eine verlängerte Aromatasehemmertherapie, zumindest bei Patientinnen mit niedrigem oder durchschnittlichem Risiko wie bei den Teilnehmerinnen der Studie. 
Früherkennung des Ovarialkarzinoms: britische Studie ist gescheitert
(perspektive 3/202, Magazin der Frauenselbsthilfe Krebs)
Im Rahmen der weltweit größten Studie zur Früherkennung von Krebserkrankungen in den Eierstöcken und Eileitern wurde ein Screening getestet, das bei einem Anstieg des Tumormarkers CA125 weitere Kontrollen und eventuell eine transvaginale Ultraschalluntersuchung vorsah. Dieses Screening konnte die Zahl der Frühdiagnosen zwar steigern, ein Rückgang der krebsspezifischen Sterblichkeit war jedoch auch nach 16 Jahren nicht nachweisbar. Das zeigen die jetzt publizierten Abschlussergebnisse der Studie. Eine erste Studie war in den 1990er Jahren begonnen worden. Das multimodale Screening erwies sich damals als vielversprechender Ansatz. In den Screening-Gruppen war die Zahl der im Frühstadium diagnostizierten Karzinome höher als in der Kontrollgruppe. Deshalb war das Forscherteam auch zuversichtlich, dass es langfristig zu einem Rückgang der Todesfälle kommen werde. Diese Erwartung hat sich jedoch nicht erfüllt. Warum die Zunahme der Frühdiagnosen nicht zu einem Rückgang der Todesfälle geführt hat, ist noch nicht geklärt. 
Sorge um unentdeckte Krebserkrankungen 
(SPRACHROHR Nr. 181)
Laut einer Analyse der Barmer sind in der ersten Coronawelle im Frühjahr 2020 geschätzt 2 600 Krebserkrankungen (darunter fast 1 600 Brustkrebsfälle) unentdeckt geblieben. Bei den neun häufigsten Krebserkrankungen lag die Zahl der Eingriffe von April bis Juni vergangenen Jahres um 16,7 % unter denen der Vergleichszeiträume der Jahre 2017 bis 2019. Bei Brustkrebs, Mast- und Dickdarmkrebs betrug das Minus demnach sogar mehr als 20 %. Das ist umso dramatischer, weil gerade Brustkrebs im Frühstadium am besten therapierbar ist. Nach der ersten Welle wurden Krebsoperationen nur zum Teil nachgeholt. Bei einigen Krebsarten, wie an Lunge und Niere, nahmen die Eingriffe nach der ersten Pandemiewelle zu. Jedoch konnte der zuvor beobachtete Rückgang damit jedoch nicht ausgeglichen werden. Bei anderen Krebsarten dagegen blieben die Operationszahlen auch zwischen Juli und Oktober deutlich unter denen der Vorjahre, allen voran bei Operationen am Magen (minus 28 %) und am Mastdarm (minus 24,8 Prozent). 
„Long Covid wird unterschätzt“
(inkontakt 3/2021)
Es gibt drei Gruppen genesener Covid-Patienten: Gruppe 1 sind die Genesenen, bei denen alles wieder gut ist. Bei der Gruppe 2, Post Covid-Patienten, erklären sich die Symptome aus der sehr schweren Erkrankung: eine Schonatmung, die abtrainiert werden muss, Sensibilitätsstörungen und Taubheitsgefühle, aber auch psychosomatische Symptome, etwa durch eine Nahtoderfahrung. All dies ist gut therapierbar. Bei der Gruppe 3, Long Covid-Patienten, treten Symptome erst verzögert auf. Der Zusammenhang mit der Infektion ist hier nicht immer offensichtlich. Besonders betroffen sind ganz klar die 20- bis 50-Jährigen, davon zwei Drittel Frauen. Sie kommen von einem hohen Leistungsniveau und üben fordernde Berufe aus. Man kann davon ausgehen, dass etwa zehn Prozent aller Infizierten an Long Covid erkranken. Hochgerechnet auf Deutschland wären dann 400.000 Menschen betroffen. Die Erkrankung wird in der Öffentlichkeit unterschätzt. Long Covid ist ein interdisziplinäres Krankheitsbild, es betrifft viele medizinische Fachrichtungen. Die Patienten brauchen Ergo-, Physio- und Psychotherapie, ambulante und stationäre Reha. Die Diagnose ist schwierig, da viele Symptome abgeklopft werden müssen und Hausärzte damit oft noch überfordert sind. Den Betroffenen hilft oftmals schon der Austausch in einer Selbsthilfegruppe. In Verbindung mit kognitiven Störungen und dem Fatigue-Syndrom (chronische Müdigkeit) ist Long Covid sicher eine Chronische Erkrankung. Die Betroffenen müssen lernen, damit zu leben. Es braucht weitere Forschung, um eventuell einen medikamentösen Therapieplan zu entwickeln. 
Schilddrüsenerkrankungen werden oft übersehen
(ihre Vorsorge.de vom 12.10.21)
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Weil die Bandbreite möglicher Symptome so hoch ist, werden Schilddrüsenerkrankungen zunächst oft nicht in Betracht gezogen und übersehen. Das „typische“ Leitsymptom gibt es nicht. Eine Schilddrüsenunterfunktion liegt vor, wenn das Organ zu wenig Hormone produziert. Müdigkeit, Gewichtszunahme, Depressionen, Antriebslosigkeit oder eine nachlassende geistige Leistungsfähigkeit sind mögliche Symptome. Umgekehrt sind etwa unerklärlicher Gewichtsverlust, Nervosität, Schlafstörungen und Herzrhythmusstörungen mögliche Hinweise auf eine Überfunktion. Schluckbeschwerden, anhaltende Heiserkeit oder Verdickungen am Hals können ebenfalls mit der Schilddrüse zusammenhängen. Im Zweifel sollte man lieber zeitnah ärztlich abklären lassen, ob das kleine Organ bei bestimmten Symptomen als Verursacher in Betracht kommt. Schilddrüsenerkrankungen nehmen mit steigendem Alter zu, Frauen sind häufiger betroffen als Männer. 
Depressionen: Je früher erkannt, desto besser sind die Behandlungschancen
(EU-Schwerbehinderung vom 02.09.2021)
Weltweit leiden mehr als 320 Millionen Menschen an Depressionen. In Deutschland ist jeder Sechste mindestens einmal im Laufe seines Lebens betroffen. Die Symptome von Depressionen werden jedoch oftmals nicht richtig erkannt und behandelt. Schlafstörungen oder auch Energielosigkeit werden z.B. oft auf körperliche Ursachen zurückgeführt und entsprechend behandelt. Ein Forscherteam des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf hat nun mit DISCOVER eine internetbasierte Studie zur Früherkennung von Depressionen entwickelt. Die Studie untersucht, wie der Prozess der Früherkennung mithilfe des Internets verbessert werden kann und erfasst dafür mithilfe von wissenschaftlich evaluierten Online-Fragebögen die psychische Belastung der Teilnehmenden. Langfristiges Ziel der Studie ist es, eine offene Auseinandersetzung mit dem Thema psychische Gesundheit zu fördern, Betroffene in die Erkennung von psychischen Beschwerden mit einzubeziehen und die frühzeitige Versorgung der Betroffenen zu verbessern. Es ist nicht ungewöhnlich, auf belastende Situationen kurzweilig mit innerer Unruhe, Abgeschlagenheit, Grübeln und Schlafschwierigkeiten zu reagieren. Auffällig wird es, wenn die negative Stimmung über einen längeren Zeitraum bestehen bleibt. Bei der Recherche von Symptomen suchen viele Menschen Hilfe im Internet. Vielen fällt es durch die Anonymität im Netz leichter über die eigenen psychischen Beschwerden zu reden. Untersuchungen zufolge nutzen rund ein Viertel der Deutschen das Internet, um Informationen zu psychischer Gesundheit zu suchen. Die DISCOVER Studie soll besonders die Menschen erreichen, die das Internet weniger nutzen, wie etwa ältere Menschen. Es gibt auch viele Dinge, die man selbst tun kann, um seine psychische Gesundheit zu stärken. Seine eigenen Bedürfnisse wahrnehmen und sich an ihnen zu orientieren, ist dafür sehr wichtig. Oft reichen schon die kleinen Dinge im Leben, wie regelmäßige Spaziergänge, Musik hören oder sich mit Freunden treffen. Darüber hinaus ist es essenziell, auch negative Gefühle anzuerkennen. Wichtig ist es, seine eigenen Emotionen wahrzunehmen, auch mal Traurigkeit zuzulassen oder auch seinen Ärger zu äußern. 
Vorboten für Schlaganfall ernstnehmen
(ihre Vorsorge.de vom 19.10.2021)
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Für einige Minuten scheint ein Arm oder ein Bein taub oder man sieht nicht mehr richtig. In der medizinischen Fachsprache werden kurze neurologische Ausfälle, die oft nur Minuten, manchmal aber auch Stunden andauern, als transitorisch-ischämische Attacke (TIA) bezeichnet. Die Gefahr dabei ist, dass ungefähr jeder und jede Fünfte nach einer TIA innerhalb der nächsten vier Wochen einen Schlaganfall bekommen kann. Folge können schwere, lebenslange Behinderungen sein. Deshalb sollte man auch kurzzeitige Ausfälle wie einen Notfall behandeln und umgehend abklären lassen. Idealerweise sollte das in einer Klinik mit sogenannter Stroke Unit, also einer Schlaganfall-Spezialstation erfolgen. Wer sich nun an solche neurologischen Probleme erinnert, die schon länger zurückliegen, muss nicht gleich ins Krankenhaus gehen. Es ist aber ratsam, sich einen Termin bei seinem Arzt oder seiner Ärztin des Vertrauens zu machen und die Symptome dort zu besprechen. 
Bei Rheuma leidet auch das Herz
(Senioren Ratgeber)
Rheuma geht nicht nur auf die Gelenke. Die chronischen Entzündungen im Körper ziehen oft auch andere Organe in Mitleidenschaft. Auch leiden Menschen mit Rheuma häufiger an Diabetes, Übergewicht, Bluthochdruck und erhöhtem Cholesterin. All dies erhöht zusätzlich das Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Laut der Deutschen Herzstiftung leiden ältere Patienten mit rheumatoider Arthritis z.B. doppelt so häufig an einer Herzschwäche wie Gleichaltrige ohne Rheuma. Die “Europäische Liga gegen rheumatische Erkrankungen“ empfiehlt Betroffenen, ihr Herz mindestens alle fünf Jahre ärztlich untersuchen zu lassen. Die gesetzlichen Krankenkassen übernehmen die Kosten für das Screening, zu dem ein Arztgespräch, eine Blutdruckmessung, eine Blutabnahme sowie ein Urintest gehören. Rheuma-Erkrankte können aber auch viel selbst für sich tun. So ist moderate und regelmäßige Bewegung wichtig für ein gesundes Herz. Bereits ein täglicher Spaziergang von zehn Minuten senkt das Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Wer außerdem das Gewicht im Blick behält, schont die Gelenke und sein Herz. Auch eine gesunde, ausgewogene Ernährung spielt eine große Rolle. Der regelmäßige Verzehr von Weißmehlprodukten, stark verarbeiteten Lebensmitteln und rotem Fleisch fördert sogar Entzündungen. Viel Gemüse, nicht zu süßes Obst sowie Nüsse und Öle, die gesunde Omega-3-Fettsäuren enthalten, wirken antientzündlich. Raffinierte Pflanzenöle wie Sonnenblumen-, Distel- oder Maiskeimöl dagegen liefern vor allem entzündungsfördernde Omega-6-Fettsäuren. 
Augenrötungen und Tränen können viele Ursachen haben
(Ihre Vorsorge.de vom 05.11.2021)

Ein rotes, tränendes Auge sieht oft beunruhigend aus, ist aber zumeist harmlos. So kann ein kleines Blutgefäß in der Bindehaut geplatzt sein, was zu einer Blutung an der Augenoberfläche führt. Ursache kann auch ein Staubkörnchen sein, das zu einer Rötung der Bindehaut führt. Dauern die Beschwerden länger als ein bis zwei Tage an, sollte eine augenärztliche Untersuchung erfolgen. Manchmal fehlt dem Auge einfach nur Tränenflüssigkeit. Eine Rötung kann auch mit einer Allergie oder mit einer Infektion einhergehen. Eine weitere mögliche Erklärung für ein rotes Auge sind eine Bindehaut- oder Hornhautentzündung. Die Beschwerden sollten man keinesfalls auf eigene Faust bekämpfen. Wie die Augenentzündung behandelt wird, hängt von der Ursache ab. Bei harmlosen Infekten werden konservierungsmittelfreie Augentropfen oder -salben eingesetzt. 
Cortisonhaltige Präparate sollten möglichst nicht zum Einsatz kommen, da Cortison bei einer längeren Einnahme zu einem Anstieg des Augeninnendrucks führen kann. Dieser könnte dazu führen, dass der Sehnerv Schaden nimmt. Bei gravierenden Entzündungen können auch Antibiotika helfen. Die Dauer der Beschwerden hängt vom Auslöser sowie der Behandlung ab. Ein bakterieller Infekt dauert in der Regel drei bis fünf Tage, ein viraler Infekt mehrere Wochen und länger. Bei einer Allergie können es Wochen bis Monate sein, bis alles ausgeheilt ist. Infektiöse Binde- und Hornhautentzündungen lassen sich mit konsequenter Hygiene oftmals von vornherein verhindern. Also: Regelmäßig und gründlich die Hände waschen und sich möglichst selten ins Auge fassen, schon gar nicht mit ungewaschenen Händen. 
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Knochendichtemessung – wer trägt die Kosten?
(EU-Schwerbehinderung vom 22.09.2021)
Mit einer Knochendichtemessung bestimmen Mediziner unter dem Fachbegriff „Osteodensitometrie“ den Mineralsalzgehalt der Knochen. Die Untersuchung hilft dabei festzustellen, ob der Patient oder die Patientin unter Osteoporose leidet und den Verlauf der Erkrankung zu beobachten. Die Messung gibt auch Hinweise, wie hoch das Risiko für einen Knochenbruch ist. Häufig rechnen Ärztinnen und Ärzte Knochendichtemessungen als individuelle Gesundheitsleistung (IGeL) privat ab. Der Nutzen dieser Früherkennung ist umstritten und auch von den individuellen Risikofaktoren abhängig. Führt das Ergebnis dazu, dass sich Betroffene aus Angst vor einem Knochenbruch weniger bewegen, kann die Früherkennung sogar schaden. In folgenden Fällen handelt es sich bei der Messung jedoch um eine Leistung der Gesetzlichen Krankenversicherung:
· Sie haben einen Knochenbruch ohne ein entsprechendes Trauma (z.B. einen Sturz oder Unfall) erlitten und es besteht gleichzeitig der begründete Verdacht auf eine Osteoporose.

· Der Arzt will eine gezielte medikamentöse Behandlung einer Osteoporose beginnen. Dafür muss nicht erst eine Fraktur passiert sein. 
· Die Messung der Knochendichte dient der Überprüfung einer laufenden Therapie. Sie kann nach fünf Jahren wiederholt werden, in begründeten Ausnahmefällen aber auch schon früher. 
Die Knochendichtemessung dürfen jedoch nicht alle Kassenärzte und -ärztinnen mit der gesetzlichen Krankenkasse abrechnen. Dafür benötigen sie eine Zusatzqualifikation und die Zulassung der Kassenärztlichen Vereinigung (KV). 
Neues Pandemiefrühwarnzentrum der WHO in Berlin eröffnet
(aerzteblatt.de vom 01.09.2021)
Zur besseren Vorbereitung auf künftige Pandemien hat die Weltgesundheitsorganisation (WHO) in Berlin ein Frühwarnzentrum geschaffen. Als Gründungspartner beteiligen sich auch das Robert-Koch-Institut und die Charité. Das neue Zentrum, das seinen Sitz zunächst auf dem Charité-Campus Mitte hat und später an den Moritzplatz im Stadtteil Kreuzberg umziehen soll, wurde am 1. September von Bundeskanzlerin Angela Merkel und WHO-Generaldirektor Tedros Adhanom Ghebreyesus eröffnet. In dem neuen Zentrum sollen Wissenschaftler*innen u.a. mithilfe von künstlicher Intelligenz Daten von Regierungen und wissenschaftlichen Instituten aus aller Welt auswerten. Es sollen u.a. Daten über Krankheiten, Tiergesundheit, Bevölkerungsbewegungen und die Folgen der Klimakrise gebündelt werden. So sollen Muster frühzeitig erkannt und anhand von Computermodellen Bedrohungsszenarien erstellt werden. Ziel sei es, bei einer neuen Pandemie früher Maßnahmen umzusetzen, damit ein Erreger sich möglichst nicht auf der ganzen Welt verbreitet. Als Gründungskapital nannte die WHO die Summe von 100 Millionen US-Dollar (84,6 Millionen Euro). 
Verständigungsprobleme beim Arzt 
(EU-Schwerbehinderung vom 03.09.2021)
Wie eine forsa-Umfrage der KKH Kaufmännische Krankenkasse zeigt, haben 30 Prozent der Patienten gelegentlich Verständigungsschwierigkeiten, wenn Ärzte über Diagnosen und Behandlungsmethoden sprechen. Vor allem Frauen berichten, dass sie den Ausführungen von Ärzten zumindest hin und wieder nicht folgen können. Hauptgrund ist laut Umfrage die Verwendung von Fachbegriffen. Bezogen auf alle Befragten hat jeder fünfte deshalb bereits einmal Verständigungsprobleme beim Arzt gehabt. Aber auch Mangel an Zeit und das Ignorieren von Fragen waren Gründe für die Kommunikationsschwierigkeiten. Dass Mediziner nur gebrochen Deutsch sprechen, ist laut Umfrage dagegen deutlich seltener der Fall. Ein Drittel der Befragten gibt sogar an, sich aufgrund der fehlerhaften Kommunikation falsch verhalten zu haben. So haben sich 18 Prozent nach einem medizinischen Eingriff zu früh bewegt, 13 Prozent einer Operation zugestimmt, die ihnen nicht geholfen hat. 12 Prozent haben Medikamente in falscher Dosierung eingenommen. Neun von zehn Patienten würden zukünftig beim Arzt nachfragen, wenn sie etwas nicht verstanden oder Zweifel an der Behandlungsmethode haben. Das ist richtig und wichtig, denn Patienten sind hier mit in der Verantwortung. Niemand muss Sorge haben sich beim Arzt mit Fragen zu blamieren. 
Corona-Impfung wirkt auch bei Menschen mit einer Krebserkrankung 
(perspektive 3/202, Magazin der Frauenselbsthilfe Krebs)
Viele Menschen mit Krebs sind verunsichert, wie gut die Corona-Impfungen bei ihnen wirken, denn die Erkrankung und die Therapien schwächen oft das Immunsystem. Laut einer aktuellen Studie erzeugen die mRNA-Vakzine bei den meisten der Betroffenen Antikörper. 94 Prozent der getesteten Krebspatient*innen, die zweimal mit Biontech/Pfizer oder Moderna geimpft worden waren, hatten vier Wochen nach der zweiten Impfung Antikörper gegen das Spike-Protein entwickelt. Damit erweist sich die Immunantwort bei Krebskranken als überraschend robust im Vergleich zu anderen Gruppen mit geschwächten Immunsystem. Die Immunreaktion bei Personen mit Leukämien sei jedoch tendenziell schlechter als bei solchen mit festen Tumoren. 

Vollmacht für Notfälle wird überflüssig 
(mobil 4-2021)

Der Bundesrat hat im März 2021 das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts beschlossen und damit den Weg frei gemacht für das lang geforderte „Notvertretungsrecht“ unter Ehegatten. Wird ein Ehegatte infolge von Krankheit oder Unfall handlungs- oder entscheidungsunfähig, kann voraussichtlich zum 1. Januar 2023 der andere Ehegatte unter bestimmten Bedingungen für ihn Entscheidungen der Gesundheitssorge treffen. Der vertretende Ehegatte ist beispielsweise berechtigt, in Untersuchungen, Heilbehandlungen ärztliche Eingriffe einzuwilligen oder sie zu untersagen sowie ärztliche Aufklärung entgegenzunehmen. Bestandteil der Neuregelung sind zudem umfassende Schutzmechanismen, die einem Missbrauch effektiv entgegenwirken. So ist z.B. eine Ehegattenvertretung ausgeschlossen, wenn der Ehegatte oder Lebenspartner zuvor einen entgegenstehenden Willen geäußert oder in der Vorsorgevollmacht ausdrücklich eine andere Person bevollmächtigt hat. Bei getrenntlebenden Ehepaaren besteht die gesetzliche Vertretungsberechtigung nicht. Darüber hinaus ist durch eine Befristung des Vertretungsrechts auf sechs Monate die Rechtsnatur als Notvertretungsrecht gewährleistet. 
Antikörper im Kampf gegen das Vergessen
(EU-Schwerbehinderung vom 22.09.2021)
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Es gibt neue Therapieansätze im Kampf gegen die Alzheimer-Erkrankung. Bei der Alzheimer-Erkrankung lagern sich Eiweiße zwischen den Nervenzellen ab und bilden sogenannte “Plaques“, welche die Verbindung von Nervenzellen behindern und ihr umliegendes Nervengewebe zerstören. In der Folge verlieren Betroffene oft ihre kognitiven Fähigkeiten (Gedächtnis, Orientierungssinn, Sprache). Auch emotionale und soziale Fähigkeiten können in Folge der Erkrankung schwinden. Die neuen Therapieansätze setzen anders als bisherige Arzneimitteltherapien an dem zu Grunde liegenden Krankheitsmechanismus an: Monoklonale Antikörper zielen darauf ab, den Krankheitsverlauf zu verlangsamen und die gefährlichen Eiweißablagerungen zwischen den Nervenzellen entweder gar nicht erst entstehen zu lassen oder aufzulösen. 
Apotheken schon jetzt auf flächendeckenden Start des E-Rezeptes im Januar 2022 vorbereitet
(EU-Schwerbehinderung vom 30.08.2021)

Deutschlands Apotheken sind bestens auf das elektronische Rezept vorbereitet. Mehr als 90 Prozent der Apotheken vor Ort sind schon mit den notwendigen Komponenten der Telematik-Infrastruktur (TI) ausgestattet. Für die meisten Patient*innen wird das E-Rezept erst zum 1. Januar 2022 als gesetzliche Pflichtanwendung relevant. Ab dann können Arztpraxen bundesweit nur noch E-Rezepte und keine analogen Rezepte mehr ausstellen. Für die rein digitale Verwaltung des E-Rezepts brauchen die Patient*innen die bundeseinheitliche E-Rezept-App der gematik, ein NFC-fähiges Smartphone sowie eine NFC-fähige Gesundheitskarte inklusive PIN von ihrer Krankenkasse. Alternativ kann man auch einen Papierausdruck des jeweiligen E-Rezept-Schlüssels erhalten und ebenso in der Apotheke einlösen.
Notruf per App: „nora“ soll Hörgeschädigten in Not helfen
(aerzteblatt.de vom 28.09.2021)
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Am 28.09.2021 wurde der barrierefreie Notruf für Menschen mit Hör- und Sprachbeeinträchtigungen „nora“ freigeschaltet und ist damit in 15 Bundesländern an den Start gegangen. Endlich können Schwerhörige, Ertaubte und Gehörlose in einer Gefahrensituation eigenständig ohne fremde Hilfe und an jedem Ort mit Mobilfunknetz in Deutschland einen Notruf absetzen. Bisher mussten hörgeschädigte Menschen in Notlagen auf Gebärdendolmetscher, Freunde oder das Fax zurückgreifen. In einem Profil können bereits persönliche Angaben zu Vorerkrankungen gemacht werden. Wird der Notruf gewählt, erkennt die App automatisch den Standort des Handys und übermittelt diesen mit einem Klick an die Leitstelle. Danach führt die App die Nutzer durch mehrere Fragen, die helfen sollen, die Gefahrenlage einzuschätzen. Soll die Polizei oder die Feuerwehr alarmiert werden? Sind Menschen verletzt? Geht es um einen Einbruch oder einen Brand? Sind alle Fragen beantwortet, wird der Notruf abgesetzt. Die Notruf-App wurde in den vergangenen Monaten von rund 300 Anwendern getestet, mit dabei auch Mitglieder des DSB (Deutscher Schwerhörigen Bund e.V.). Die Tester sind einstimmig der Meinung, dass mit der App ein lange überfälliger Schritt für die Sicherheit Hörgeschädigter gelungen ist. Die Handhabung ist einfach, Schrift und Kontrast sind gut, die Führung durch die Anwendung stellt sicher, dass auch in der Aufregung eines Notfalls nichts vergessen wird. 
„Familiencoach Krebs“ – Die Krankheit gemeinsam durchstehen
(inkontakt 3/2021)

Der „Familiencoach Krebs“ der AOK, der von der Uniklinik Leipzig und dem Krebsinformationsdienst entwickelt wurde, unterstützt Familienmitglieder und Freunde der Erkrankten, sich vor emotionaler, körperlicher oder sozialer Überlastung zu schützen. Das Programm informiert über die Entstehung, Diagnose und Behandlung verschiedener Krebsarten und beantwortet sozialrechtliche Fragen. Es ist für alle Interessierten anonym und kostenfrei nutzbar. Das Online-Programm besteht aus interaktiven Trainingsbereichen sowie Bereichen mit allgemeinen Informationen. Die interaktiven Trainingsbereiche sind: 

· Beziehungen stärken

· Gut für sich sorgen

· Sich hilfreich fühlen

· Palliative Situation: Abschied nehmen und Trauern

Das Programm basiert auf umfangreichen wissenschaftlichen Erkenntnissen und praktischen Erfahrungen. Die Inhalte werden interaktiv und multimedial vermittelt. Fiktive Personen schildern beispielhaft Situationen und Gedanken aus ihrem Alltag. Damit der „Familiencoach Krebs“ eine echte Hilfe darstellt und sich an den Bedürfnissen der Betroffenen orientiert, wurden Angehörige von Anfang an in die Entwicklung eingebunden. 
Erklärvideo zum Grad der Behinderung 
(kobinet-Nachrichten vom 30.08.2021)

In Deutschland haben bisher knapp 10,4 Millionen Menschen ihre Behinderung amtlich anerkennen lassen. Dabei legen die Versorgungsämter nach den „Versorgungsmedizinischen Grundsätzen“ die Auswirkung der Beeinträchtigung als Grad der Behinderung (GdB) in Zehnergraden von 20 bis 100 fest. In diesen „Versorgungsmedizinischen Grundsätzen“ finden sich Tabellen mit einer Übersicht der möglichen Schädigungen sowie deren Einstufung. Im REHADAT-Erklärvideo (www.rehdat-recht.de) wird gezeigt, wie der GdB beantragt werden kann. Zielgruppe dieses Erklärvideos sind Personen mit Beeinträchtigungen, die sich informieren wollen, was der GdB bedeutet und inwiefern eine Einstufung unter oder über 50 für sie bedeutsam sein könnte. Auch für Arbeitgeber*innen sind das wichtige Informationen, weil damit beispielsweise Fördermöglichkeiten verbunden sind. 
DKV-Report: Deutsche so bewegungsfaul wie nie zuvor
(aerzteblatt.de vom 11.10.2021)

Wie aus dem Report der Deutschen Krankenversicherung hervorgeht, erreichen nur elf Prozent der Befragten das empfohlene Mindestmaß für ein gesundes Leben, das nach Ernährung, Aktivität, Stressempfinden sowie Rauchen und Alkohol bemessen wird. Gegenüber 2018 (18 Prozent) sei der Wert damit deutlich gesunken. 2016 lag der Wert noch bei 16 Prozent. Wie in den vergangenen Jahren zeigt sich ein Missverhältnis zwischen Selbsteinschätzung und Realität. Die Deutschen halten sich zwar für gesund und fit, sind aber so bewegungsfaul wie nie. Beim Thema Sitzen erreichten die Bundesbürger*innen einen neuen Rekord. Noch nie wurde so viel gesessen wie in diesem Jahr. Mit durchschnittlich 8,5 Stunden pro Tag saßen sie eine Stunde länger als noch im Jahr 2018. Neben dem zunehmenden Sitzfleisch hat auch der Umgang mit Stress gelitten. Spitzenreiter beim Vergleich der Bundesländer was einen gesunden Lebensstil betrifft, ist Sachsen. Dort erreichte fast jede fünfte Person alle Normen. Am schlechtesten schnitt Nordrhein-Westfalen ab. Das meiste Sitzfleisch haben die Brandenburger. Sie kommen an einem Werktag auf neun Stundejn und neun Minuten. 
Odyssee von Arzt zu Arzt
(inkontakt Der Selbsthilfe-Newsletter der AOK 3/2021)

Zum Leidwesen der Betroffenen und ihrer Angehörigen fristeten Seltene Krankheiten lange Zeit ein Schattendasein. Deshalb wurde 2010 in Deutschland das “Nationale Aktionsbündnis für Menschen mit Seltenen Erkrankungen (NAMSE)“ ins Leben gerufen. Die AOK begann ihr Engagement auf diesem Gebiet als Partnerin im Innovationsfondsprojekt “TranslateNAMSE“. In dem von der Charité geleiteten Projekt ging es darum, einen bundesweit einheitlichen strukturierten Diagnostikprozess zu etablieren. Ziel ist es, bei Betroffenen mit dringendem Verdacht auf eine Seltene Erkrankung eine klare Diagnose zu finden und dann eine gezielte Behandlung zu beginnen. Oft machen die Betroffenen ein wahres Martyrium durch. Sie leiden nicht nur unter der Krankheit, sondern auch unter der quälenden Ungewissheit, was noch auf sie zukommt. Die AOK Nordost bietet deshalb einen Versorgungsvertrag für diese Patienten an. Besteht der Verdacht auf eine Seltene Erkrankung, tauscht sich ein Expertenkonsil zu den Befunden aus. Wenn nötig, werden weitere Untersuchungen veranlasst und weitere Experten hinzugezogen. 
So beugen Sie Gedächtnisproblemen vor 
(EU-Schwerbehinderung vom 28.10.2021)

Eine wichtige Maßnahme zur Vorbeugung gegen Demenz: das Gedächtnis fordern. Damit fördert man die Verbindungen zwischen den Nervenzellen. Forscher haben herausgefunden, dass Schwerhörigkeit Probleme mit dem Gedächtnis hervorrufen kann. Daher sollte man das Gehör regelmäßig kontrollieren lassen. Auch hohe Blutdruckwerte können auf lange Sicht das Risiko, an einer Demenz zu erkranken, erhöhen. Deshalb sollte auch der Blutdruck regelmäßig beim Hausarzt überprüft werden. Wichtig ist auch, seine sozialen Kontakte zu pflegen, sich mit Freunden und Familie zu verabreden. Menschen, die wenig Umgang mit anderen haben und sich einsam fühlen, erkranken häufiger an einer Depression, welche wiederum eine Demenz begünstigen kann. 
Auch Stress kann schlecht für das Gedächtnis sein. Bei anhaltendem Stress produziert der Körper vermehrt Cortisol. Ein erhöhter Cortisolspiegel wiederum geht oft mit Bluthochdruck, Schlafstörungen, Depressionen und Herz-Kreislauf-Erkrankungen einher. Deshalb sollte man lernen mit stressigen Situationen umzugehen, z.B. mit Entspannungsverfahren und bewussten Auszeiten im Alltag. 
Förderschule vor Inklusion 
(EU-Schwerbehinderung vom 29.10.2021)
Seit der Unterzeichnung der UN-Behindertenrechtskonvention gilt eigentlich das grundlegende Recht auf inklusive Bildung, also die Bildung für Kinder mit Behinderungen auf einer Regelschule. Eine alleinerziehende Mutter und deren Tochter sahen sich 2020 gezwungen, den Gang nach Karlsruhe vor das Bundesverfassungsgericht anzutreten. Auf Antrag des Jugendamtes in Rheinland-Pfalz hatte das Amtsgericht der Mutter Teile des Sorgerechts entzogen und auf das Jugendamt übertragen, weil sie mit ihrem Wunsch nach inklusiver Beschulung das Wohl ihres Kindes gefährde. Das Oberlandesgericht hatten den Einspruch der Mutter gegen das Urteil abgewiesen und damit den Weg für das Jugendamt frei gemacht, die Umschulung aus der Regelschule in eine Förderschule vorzunehmen. Eine Kammer des Bundesverfassungsgerichts hatte beschlossen, die Verfassungsbeschwerde der Mutter nicht anzunehmen. In ihrer Begründung hat die Kammer die vorangehenden Tatsachenfeststellungen und Bewertungen des Amtsgerichts und des Oberlandesgerichts ungeprüft übernommen. Geprüft wurden nur, ob Verfahrensfehler vorliegen. Die Richter*innen stellten fest, dass am Teil-Sorgerechtsentzug nichts zu beanstanden ist. Mit ihrer Forderung nach inklusiver Beschulung habe die Mutter ihre Tochter maßlos überfordert und ihre eigenen ehrgeizigen Bildungsziele über das Kindeswohl gestellt. Sie habe mit ihrem uneinsichtigen Beharren auf zielgleiches Lernen in der allgemeinen Schule nicht erkennen wollen, dass die Förderschule nach Einschätzung der beteiligten Schule, Ämter und Gerichte der richtige Förderort für die Tochter sei. Die Justizinstanzen ignorieren, dass es sehr wohl stichhaltige Gründe für die Ablehnung des Förderbedarfs Lernen gibt, der im Alltag unter dem Begriff der „Lernbehinderung“ geführt wird. Das Etikett „lernbehindert“ ist ein Stigma und verschlechtert nachweislich die Chancen auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt erheblich. Zwei Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen wurden durch eine Petition auf den Fall aufmerksam. Nach Prüfung aller Unterlagen forderten sie die Bundesregierung auf, zur Verweigerung des Rechts auf inklusive Bildung Stellung zu beziehen. Die Bundesregierung wies Verstöße gegen dieses Recht zurück. Nicht die inklusive Bildung sei verweigert worden, sondern der Mutter sei die Fähigkeit abgesprochen worden, eine im Sinne des Kindeswohls richtige schulische Entscheidung treffen zu können. 

Gebärdensprache (DGS) in der Schule 
(Berliner Behindertenzeitung November 2021)
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Auf Anregung des Landes Berlin kann die Deutsche Gebärdensprache jetzt reguläres Schulfach in den Bundesländern werden. Am 8. Oktober 2021 wurden die Empfehlungen zu curricularen Vorgaben eines kompetenzorientierten Wahlpflicht- oder Wahlfaches “Deutsche Gebärdensprache (DGS)“ verabschiedet. Dazu meinte die Präsidentin der Kultusministerkonferenz und Brandenburgische Bildungsministerin Britta Ernst per Presseerklärung: „Die Empfehlungen sind ein großer Schritt zur Gleichstellung der Gebärdensprache mit anderen Sprachen“. Wenn es ein so großer und wichtiger Schritt ist, warum mussten wir darauf so lange warten? Warum sind wir in Deutschland so wahnsinnig schwerfällig, Inklusion umzusetzen? Warum hängen uns immer mehr Länder in punkto Barrierefreiheit und Inklusion ab? Warum müssen Behindertenverbände für völlig nachvollziehbare Veränderungen so hart und so lange kämpfen?
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Schwerbehindertenausweis mit Merkzeichen “G“ und “B“ ohne Vorliegen einer Gehbehinderung 
(www.kostenlose-urteile.de)
2019 klagte ein Bürger vor dem Verwaltungsgericht Düsseldorf auf die Gewährung einer Parkerleichterung für Schwerbehinderte. Er besaß einen Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen “G“ und “B“. Bei ihm lag zwar keine Gehbehinderung vor, jedoch beklagte er eine Orientierungslosigkeit aufgrund seiner geistigen Behinderung. Die Klage wurde vom Verwaltungsgericht abgewiesen und es wurde zudem keine Berufung zugelassen. Dagegen richtete sich der Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung. Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen wies den Antrag zurück. Da er nicht zu den in der VwV-StVO zu § 46 Abs. 1 Nr. 11 genannten Personenkreis gehöre, habe der Mann keinen Anspruch auf die begehrte Parkerleichterung. Die in seinem Schwerbehindertenausweis eingetragenen Merkzeichen berechtigen nur kumulativ mit einer Gehbehinderung des dort beschriebenen Ausmaßes zu einer Parkerleichterung. Beim Kläger liege eine solche jedoch nicht vor. 
(Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen, Az.: 8 A 2020/20) 
Kein Anspruch auf Parkerleichterung wegen Einschränkung der Gehfähigkeit nach Dialyse 
(www.kostenlose-urteile.de)
Ein in Nordrhein-Westfalen lebender schwerbehinderter Mann beantragte eine Parkerleichterung (aG light). Er begründete dies mit seinem Nierenleiden und seiner Dialysepflicht. Nach seiner wöchentlich mehrmaligen Dialyse sei er so geschwächt, dass er sich nur mit Gehhilfen fortbewegen könne. Der Mann hat einen GdB (Grad der Behinderung) von 100 und das Merkzeichen “G“. Der Antrag wurde abgelehnt, er reichte Klage ein. Das Verwaltungsgericht Düsseldorf entschied gegen den Kläger. Er habe zunächst keinen Anspruch auf eine bundesweite Parkerleichterung. Für diese sei sowohl das Merkzeichen “G“ als auch “B“ erforderlich. Dem Kläger sei auch keine Parkerleichterung nur in NRW zu gewähren. Dort genüge zwar das Merkzeichen “G“, hinzukommen müsse aber ein Mindestgrad der Behinderung für einzelne Funktionsstörungen. In seinem Fall sei für die Funktionseinschränkungen an den unteren Gliedmaßen und der Lendenwirbelsäule, soweit sich diese auf das Gehvermögen auswirkten, nur ein GdB von 20 zuerkannt worden. Notwendig wäre aber ein GdB von 80 oder 70 mit Zusatzbehinderung. Nach Auffassung des Gerichts bestehen beim Kläger auch keine atypischen Besonderheiten, die ein Abweichen von den Fallgruppen der Verwaltungsvorschrift rechtfertigen können. Seine Behinderungen betreffen in erster Linie Einschränkungen seines Allgemeinzustands, die sich auch in seine Gehfähigkeit niederschlagen. Diese Art der Beeinträchtigung begründe keinen Ausnahmefall. Der Transport zu und von der Dialyse gehöre als Krankenfahrten zu den Leistungen, welche die Krankenversicherung zahle. 
(Verwaltungsgericht Düsseldorf, Az.: 6 K 1480/19) 
Querschnittsgelähmter Versicherter hat Anspruch auf Handbike
(www.kostenlose-urteile.de)
Ein 1958 geborener Versicherter ist infolge eines mit 20 Jahren erlittenen Unfalls querschnittsgelähmt und mit einem Faltrollstuhl ausgestattet. Er beantragte gegenüber der Krankenkasse die Versorgung mit einem Handbike (eine elektrische Rollstuhlzughilfe mit Handkurbelunterstützung, welche an den Faltrollstuhl angekoppelt werden kann). Ohne dieses Hilfsmittel könne er Bordsteinkanten nicht überwinden sowie Gefällstrecken nicht befahren und daher nur unzureichend am öffentlichen Leben teilnehmen. Das Hilfsmittel fördere seine Beweglichkeit und reduziere Muskelverspannungen im Schulter-Arm-Bereich. Er könne das Handbike zudem selbstständig an den Faltrollstuhl ankoppeln. Dagegen sei er bei der Nutzung eines Elektrorollstuhls, welchen ihm die Krankenkasse angeboten hatte, auf eine entsprechend qualifizierte Hilfskraft angewiesen. Diese müsste ihn beim Umsetzen unterstützen. Die Versorgung mit dem ca. 8.600 Euro teuren Handbike lehnte die Krankenkasse ab. Der Kläger könne sich den Nahbereich mit den vorhandenen Hilfsmitteln und dem angebotenem Elektrorollstuhl (Kosten ca. 5.000 Euro) ausreichend erschließen. Die Richter zweier Instanzen bejahten einen Anspruch des Versicherten auf Versorgung mit der Rollstuhlzughilfe. Versicherte hätten Anspruch auf Hilfsmittel zum Behinderungsausgleich. Das Grundbedürfnis nach Mobilität sei durch Erschließung des Nahbereichs zu ermöglichen. Dabei sei insbesondere das gesetzliche Teilhabeziel, ein selbstbestimmtes und selbstständiges Leben zu führen, zu beachten. Der Behinderungsausgleich mittels Hilfsmittel sei nicht auf einen Basisausgleich beschränkt. 
(Hessisches Landessozialgericht, Az.: L 1 KR 65/20) 
Anspruch auf teure maßgefertigte Prothese aus Silikon bei Teilverlust der Hand 
(www.kostenlose-urteile.de)
Seit der Geburt besteht bei einer 34-jährigen Versicherten eine Fehlbildung der linken Hand. Aufgrund operativer Maßnahmen liegt ein Teilhandverlust vor. Der Mittelfinger fehlt komplett, Daumen, Zeigefinger und Ringfinger sind nur zur Hälfte vorhanden. Die als Arzthelferin tätige Versicherte ist Rechtshänderin. Ihr wurde eine individuelle Finger-Handprothese aus Silikon verordnet (Kosten rund 17.600 Euro). Die Krankenversicherung sah keine medizinische Notwendigkeit und lehnte eine Versorgung ab. Das Hilfsmittel gleiche keine verloren gegangenen oder eingeschränkten Funktionen der fehlgebildeten Hand aus. Die Prothese habe keine Gelenke und sei vollständig unbeweglich. Das Gericht verurteilte die Kasse zur Versorgung der Versicherten mit der Finger-Handprothese. Dieses Hilfsmittel sei geeignet, die erheblich herabgesetzte Funktionsfähigkeit der linken Hand teilweise auszugleichen. Aufgrund der erhaltenen Beweglichkeit in den Grundgelenken sei davon auszugehen, dass eine deutliche funktionelle Verbesserung der Greiffunktionen der linken Hand herbeigeführt werden könne. Die Elastizität des Silikons ermögliche das Greifen größerer Gegenstände. Auch Pinzetten-, Zangen-, Dreipunkt- und Schlüsselgriff könnten verbessert werden. Das gelte auch für die Arbeiten mit Computertastatur und Computermaus, Trackball und berührungsempfindlichen Bildschirmen. Zudem sollte das Halten von Handy und Telefon möglich sein. Nach Ansicht des Gerichts seien anderslautende Gutachten des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen (MDK) nicht maßgebend, da diese lediglich nach Aktenlage und nur auf Basis von Fotos angefertigt worden seien. Da eine gleichwertige Versorgung anders nicht möglich sei, liege auch kein Verstoß gegen das Wirtschaftlichkeitsverbot vor. 

(Hessisches LSG Az.: L 8 KR 477/20) 
Gericht spricht blindem Mann Rollstuhl zu 
(aerzteblatt.de vom 12.10.2021)
Geklagt hatte ein 57 Jahre alter Mann aus dem Landkreis Harburg. Wegen einer Multipler Sklerose (MS) konnte er immer schlechter gehen und hatte deshalb einen Greifreifen-Rollstuhl bekommen. Die Krankheit verschlimmerte sich und ein Arm wurde kraftlos. Seitdem konnte er den Rollstuhl nur noch mühsam bewegen. Den Antrag auf einen Elektrorollstuhl lehnte seine Krankenkasse ab, weil er wegen seiner Blindheit nicht verkehrstauglich wäre. Eine Eigen- und Fremdgefährdung lasse sich bei Blinden nicht ausschließen. Die Kasse könne dafür nicht haften. Der Mann argumentierte, dass er sich mit dem Langstock schon früher gut orientieren konnte. Das habe er nun auch im Elektrorollstuhl trainiert. Einen Handrollstuhl könne er nicht mehr bedienen und ohne fremde Hilfe könne er das Haus sonst nicht mehr verlassen. Das Landesozialgericht folgte dieser Argumentation und verpflichtete die Krankenkasse zur Gewährung des Elektrorollstuhls. 
(LSG Niedersachsen-Bremen, Az.: L 16 KR 423/20) 
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Wissenschaftler plädieren für Mindestrente
(Ihre Vorsorge.de vom 01.09.2021)
Für eine Mindestrente innerhalb des deutschen Rentensystems plädieren Wissenschaftler des DIW (Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung). Die Mindestrente wäre eine wichtige Voraussetzung, um andere Rentenreformen in Deutschland umzusetzen, wie etwa eine Erhöhung des Rentenzugangsalters oder stärkere private Vorsorge. Eine Mindestrente könnte die finanzielle Absicherung im Alter sicherstellen und zum sozialen Ausgleich beitragen. Auch die seit 2003 bestehende Grundsicherung im Alter könnte verbessert werden. Effektiv wäre das jedoch nur, wenn auch die Inanspruchnahme der Grundsicherung erhöht wird. Verschieden Sozialforscher und -politiker weisen seit Langem darauf hin, dass viele Berechtigte aus Scham die Grundsicherung im Alter nicht in Anspruch nehmen würden. Das DIW räumt aber auch ein, dass die Einführung einer “echten Mindestrente“ wie in den Niederlanden oder Österreich ein relativ großer Eingriff in das deutsche Rentensystem wäre. Eine Mindestrente würde auch nicht alle sozialpolitischen Probleme im Alter lösen. So würden Haushalte mit einer Rente knapp oberhalb der Mindestrente von einer solchen Leistung nicht profitieren. Zumindest würde eine Mindestrente das Risiko von Altersarmut deutlich reduzieren. 
Millionen Beschäftigte im Niedriglohnbereich 
(EU-Schwerbehinderung.de vom 14.09.2021)
Nach Angaben der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit haben im Jahr 2020 rund vier Millionen sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte der Kerngruppe ein mittleres Bruttomonatsentgelt im unteren Entgeltbereich (bis 2.284 Euro) erzielt. Außer durch Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung geraten viele Menschen in Deutschland durch niedrige Löhne in soziale Not und werden von gesellschaftlicher Teilhabe ausgeschlossen. Eine umfassende Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsförderung zum Niedriglohnsektor in Deutschland ergab, dass der Niedriglohnsektor in keinem anderen europäischen Land mit vergleichbarem wirtschaftlichen Entwicklungsstand ähnlich groß ist. Die Gründe dafür lassen sich nicht allein auf die Arbeitsmarktreformen zu Beginn der 2000er Jahre zurückführen. Allerdings ging mit der Agenda 2010 und den Hartz-Reformen eine Öffnung der Lohnstruktur nach unten und eine Zunahme gering entlohnter Arbeitsplätze einher. 
Ärmere Menschen werden häufiger und früher pflegebedürftig 
(Ihre Vorsorge.de vom 05.11.2021)
Zu diesem Ergebnis kommt eine neue Studie am Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung. Frühere Studien hatten gezeigt, dass Menschen mit niedrigem Einkommen zudem eine deutlich geringere Lebenserwartung als Besserverdienende haben. Auch nach der beruflichen Stellung zeigen sich Unterschiede. Arbeiter und Arbeiterinnen werden durchschnittlich etwa vier Jahre früher pflegebedürftig als Beamtinnen und Beamte. Pflegebedürftigkeit hängt nicht nur vom Alter ab und tritt auch nicht zufällig auf. Pflegebedürftigkeit wird durch Gesellschaft, Einkommen und Arbeitswelt beeinflusst. Die Kosten für die Pflege werden in Deutschland nur teilweise durch die gesetzliche Pflegeversicherung abgedeckt. Der Rest muss privat getragen werden. Da Menschen mit geringem Einkommen oder einer hohen beruflichen Belastung ein höheres Pflegerisiko haben, treten die Kosten für sie häufiger auf und reduzieren die ohnehin geringeren verfügbaren Einkommen. Um diese Ungleichheit zu bekämpfen sind sozialpolitische Maßnahmen notwendig. Eine nachhaltige Politik sollte bereits in der Erwerbsphase ansetzen und dort z.B. die Arbeitsbelastungen verringern, um das Pflegerisiko präventiv zu reduzieren. Die Leistungen der Pflegeversicherung sollten kurzfristig ausgebaut und die Qualität und das Angebot in der Pflege erhöht werden. Alternativ könnten auch private Zuzahlungen stärker vom Einkommen abhängig gemacht werden. Auch eine Bürgerversicherung, in der private und gesetzliche Pflegeversicherung zusammengebracht werden, könnte die Ungleichheit reduzieren, da das Pflegerisiko von Menschen mit privater Pflegeversicherung deutlich geringer ist als bei Menschen mit gesetzlicher Versicherung. 
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Wenn die pflegebedürftige Person nicht ins Heim will
(Pflege-News vom 2021/19) 

Was kann man tun, wenn die Pflege zu Hause nicht mehr möglich ist, aber der Angehörige nicht in ein Heim will? Viele fühlen sich dazu verpflichtet die Angehörigen zuhause zu pflegen, sofern das möglich ist. Für den Angehörigen ist das mit Sicherheit die beste Art gepflegt zu werden. Aber was, wenn die Pflege zu Hause gar nicht mehr möglich ist, die pflegebedürftige Person aber nicht einsichtig ist? Kein Mensch kann zu etwas gezwungen werden, auch nicht zu einem Umzug ins Pflegeheim. Eine Zwangseinweisung gegen den Willen einer Person und ohne triftigen Grund wäre eine freiheitsentziehende Maßnahme. Diese sind dann strafbar, wenn sie nicht durch ein Betreuungsgericht genehmigt wurden. Ein triftiger Grund liegt auch dann nicht vor, wenn die Person sturzgefährdet ist oder gar zu verwahrlosen droht. Auch im Pflegeheim kann die Person stürzen und sich verletzen. Ist die betroffene Person dagegen eine Gefahr für sich oder Dritte kann nach einem richterlichen Beschluss über das Psychisch-Krank-Gesetz eine Zwangseinweisung erfolgen. Die Einweisung erfolgt dann nicht in ein Pflegeheim, sondern in eine psychiatrische Klinik. Bis zum Jahr 1992 gab es noch die Möglichkeit der Entmündigung. Wurde bei den Betroffenen eine Geschäftsunfähigkeit festgestellt, wurden sie entmündigt und bekamen einen Vormund. Heute bekommen sie einen gesetzlichen Betreuer. Die Betroffenen sollen Hilfe erhalten und nicht mehr bevormundet werden. Was sollte also unternommen werden? Auf jeden Fall das Gespräch mit dem Pflegebedürftigen suchen, vielleicht lassen sich Ängste und Bedenken ausräumen. Wichtig ist, dass bereits früh, mit Verständnis, Respekt und Geduld an die Sache herangegangen wird. Da sich der Angehörige vermutlich nichts von der eigenen Familie sagen lässt und vermutlich vom eigenen Kind sowieso nicht, hilft es manchmal bereits, wenn der Arzt, Neurologe, Pflegedienst, Sozialdienst etc. mit dem „Heimverweigerer“ spricht. Ein Außenstehender kann oftmals besser überzeugen und wird eher angehört als ein Nahestehender. 
Pflege stärken

(inkontakt 3/2021) 

Das Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung (GVWG) steht für Tarifbezahlung für Pflegekräfte und Entlastung für Pflegebedürftige bei den Eigenanteilen. Nach mehr als 24 Monaten Pflege werden die Pflegebedürftigen durchschnittlich um rund 410 Euro monatlich und nach mehr als 36 Monaten sogar um rund 638 Euro monatlich entlastet. Zusätzliche Bundeszuschüsse an die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung sollen künftig die Beitragssätze stabilisieren und den Eigenanteil in der stationären Pflege verringern. Ab 2022 soll die Pflegeversicherung einen pauschalen Bundeszuschuss in Höhe von jährlich 1 Milliarde Euro erhalten. Außerdem wird der Beitragszuschlag für Kinderlose um 0,1 Prozent angehoben werden. Dadurch würde die Pflegeversicherung zusätzlich 400 Mio. Euro jährlich erhalten. In der ambulanten Pflege werden die Sachleistungsbeträge um fünf Prozent erhöht. Pflegefachkräfte sollen künftig mehr Entscheidungsbefugnisse erhalten, wenn es darum geht, im Sinne der Pflegebedürftigen das richtige Hilfs- oder Pflegemittel auszuwählen. Außerdem sollen die Fachkräfte eigenständige Entscheidungen in der häuslichen Krankenpflege treffen dürfen. In der Klinikversorgung sollen für mehr Bereiche als bisher Mindestmengen festgelegt werden. Ebenfalls geplant ist das strukturierte Behandlungsprogramm (DMP) Adipositas. Innerhalb der kommenden zwei Jahre legt der G-BA fest, wie das neuen Behandlungsprogramm aussehen wird. 
Junge Menschen zu 68 Prozent bereit, Angehörige zu pflegen

(EU-Schwerbehinderung vom 13.10.2021) 

Wie das Ergebnis des aktuellen Pflegereports der DAK-Gesundheit zeigt, können sich 71 Prozent und 66 Prozent der jungen Männer vorstellen, Angehörige zu pflegen. Die Bereitschaft, Pflegetätigkeiten zu übernehmen, wird von jungen Menschen nicht primär als moralische Pflicht gesehen. Vielmehr wird eine Generationenverbundenheit mit einer hohen Qualität beobachtet. Die Kinder und Enkelkinder übernehmen Verantwortung, auch wenn es um Pflege geht. Rund ein Drittel kann sich nicht vorstellen, Angehörige zu pflegen. Die Gründe dafür sind vielschichtig. So trauen sich 63 Prozent die Pflege nicht zu, für viele ist die Pflege nicht mit dem Beruf vereinbar und andere befürchten seelische Belastungen. Auch spielt oftmals die Sorge vor einer zu starken finanziellen Belastung eine Rolle. Über die Hälfte der jungen Pflegenden macht positive wie auch negative Erfahrungen bei der Pflege von Angehörigen. Zu den positiven Erfahrungen zählt, dass ihr Verhältnis zu den Gepflegten noch enger geworden ist und dass sie trotz der schwierigen Situation auch schöne Momente zusammen erleben. Sorgen bereitet ihnen eine mögliche Verschlechterung des Gesundheitszustands der zu pflegenden Person. Jeder zweite junge Pflegende erlebt aktuell, dass die Gepflegten durch die Pflegekosten finanziell stark oder sehr stark belastet werden. In rund 40 Prozent der Haushalte hat sich die finanzielle Situation verschlechtert. Experten fordern eine grundlegende Reform der Pflegeversicherung. Das ist eine der wichtigsten Aufgaben der neuen Bundesregierung. Pflege darf in unserer Gesellschaft kein Armutsrisiko werden. 
Mitgliedsverbände der Landesarbeitsgemeinschaft
Selbsthilfe Brandenburg e.V.
	FSH Frauenselbsthilfe Krebs

Landesverband Berlin/Brandenburg e. V.
Uta Büchner
Freigraben 20
14806 Bad Belzig
Tel.: 033841 35147
Fax: 033841 38315

	Blinden-und-Sehbehinderten-Verband 

Landesverband Brandenburg e. V. 

Rainer Petry
Straße der Jugend 114

03046 Cottbus

Tel.: 0355 22549

Fax: 0355 7293974



	Deutsche Gesellschaft für

Muskelkranke e. V. 

Landesverband Brandenburg
Heinz Strüwing

Auguststraße 23
16303 Schwedt/Oder

Tel.: 03332 533464

	Landesverband der Gehörlosen

Brandenburg e. V.

Uwe Schönfeld

Sachsendorfer Straße 5
03051 Cottbus OT Groß-Gaglow
Tel.: 0355 7295890

Fax: 0355 22779

	Deutsche Parkinson Vereinigung

Bundesverband e. V.

Landesverband Brandenburg
Torsten Römer
Nöhringswinkel 7a
14959 Trebbin
Tel.: 033731 17652

	Lebenshilfe für Menschen mit geistiger 
Behinderung 

Landesverband Brandenburg e. V.

Susanne Meffert

Mahlsdorfer Straße 61

15366 Hönow

Tel.: 030 992895 – 0

Fax: 030 992895 - 50



	Deutscher Diabetiker Bund

Landesverband Brandenburg e. V.

Wilfried König
Schopenhauer Str. 37

14467 Potsdam

Tel.: 0331 9510588

Fax: 0331 9510590


	Landesverband Brandenburg für die

Rehabilitation der Aphasiker e. V.
Dieter Scheddin
Breite Str. 70

14929 Treuenbrietzen

Tel.: 033748 21558

Fax: 033748 21558

	Deutsche Rheuma-Liga

Landesverband Brandenburg e. V.
Petra Hoffmann

Querstr. 48
03044 Cottbus

Tel.: 0335 49 48 – 651/-652
Fax: 0335 49 48 663
	Bundesselbsthilfe

Verband Kleinwüchsiger Menschen e.V.

Landesverband Brandenburg/Berlin
Uwe Rung

Ernst-Thälmann-Str. 16

16767 Leegebruch

Tel.: 03304 250425
Fax: 03304 250425

	Bezirksverein der Kehlkopflosen

Cottbus e. V.
Peter Fischer

Sächsischer Ring 8

03172 Guben

Tel.: 03561 52247


	Landesvertretung Selbsthilfe

Körperbehinderter Brandenburg (BSK)

Lutz Mikolaschek

Kolonistengärten 13

14943 Luckenwalde 

Tel.: 03371 61 41 88
Fax: 03371 61 92 999


	Landesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen 

Berlin-Brandenburg e. V.

Kontaktstelle Brandenburg

Arnold Uschkoreit

Zum Stammfeld 25

14947 Nuthe-Urstromtal OT Gottow

Tel.: 03371 616886

Fax: 03371 616886


	Autismus Deutschland e. V.

Landesverband Brandenburg 

zur Förderung von Menschen 

mit Autismus

Martina Reinke

Fr.-Hegel-Straße 13

15230 Frankfurt/Oder

Tel.: 0335 40152777

Fax: 0335 40152777



	Deutsche Sarkoidose Vereinigung

gemeinnütziger Verein e. V.

Renate Braune
Rudolf-Diesel-Str. 11
40650 Meerbusch

	Mukoviszidose 

Landesverband Berlin–Brandenburg 

e. V.

Dirk Seifert

Rykestraße 25

10405 Berlin

Tel.: 030 20879987

Fax: 030 20886429


	Deutscher Schwerhörigenbund

Landesverband Brandenburg e.V.
c/o Volker Seelmann
Ernst-Thälmann-Straße 27
15859 Storkow

E-Mail: lvsb@schwerhoerigen-lvsb.de

	Landesarbeitsgemeinschaft der
Selbsthilfekontaktstellen

Brandenburg e. V.

Herman-Elflein-Str. 11
14467 Potsdam
Tel.: 0331 62 00 280
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Ich möchte zusätzliche Informationen über die Landesarbeitsgemeinschaft / über die Mitgliedsverbände

Name, Vorname
................................................................
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"Nichtbehindert zu sein, ist wahrlich kein 


Verdienst, sondern ein Geschenk, das 


jedem von uns jederzeit genommen 


werden kann."


Richard von Weizsäcker








Behinderte Menschen wollen kein Mitleid,


sondern fordern 


vielmehr gesellschaftliche Anerkennung.
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